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ISO 19600: die Suche nach der 
gemeinsamen Sprache

Die ISO-Norm 19600 für Compliance-Management-Systeme ist  
im Dezember veröffentlicht worden. Der Standard soll eine globale 
Compliance-Benchmark schaffen. Kann das gelingen?  
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Die Suche nach der gemeinsamen Sprache
Die ISO-Norm soll eine globale Compliance-Benchmark schaffen. Kann das gelingen?

Eine globale Benchmark für Compliance: Das 
soll der erste ISO-Standard für Compliance-
Management-Systeme schaffen. Mit Span-

nung hat die Compliance-Welt daher die jahre-
langen Arbeiten an dem Standard verfolgt. Schon 
früh hat sich abgezeichnet, dass der Weg zur ge-
meinsamen Benchmark nicht einfach wird – und 
auch mit der finalen Veröffentlichung des Textes 
vor wenigen Wochen ist er noch lange nicht zu 
Ende. 

Zwar widmet sich ISO 19600 – ähnlich den 
nationalen Standards wie dem Prüfungsstandard 
980 des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
in Deutschland – allen denkbaren Facetten der 
Compliance-Arbeit: von der Festsetzung von 
Compliance-Pflichten, der Risikoanalyse, der Zu-
weisung von Rollen und Verantwortlichkeiten bis 
hin zu möglichen Compliance-Maßnahmen und 
Vorgaben für das Reporting. Allerdings macht 
die ISO-Norm einen entscheidenden Unterschied. 
Die Vorgaben sind als reine „Soll-Vorschriften“ 
konzipiert, universell verbindliche Pflichten fin-
den sich in dem Standard nicht. In der Sprache 
der ISO-Standardsetzer ist ISO 19600 damit ein  
„Typ B“-Leitfaden, der anders als die ebenfalls 
im ISO-Portfolio existierenden „Typ A“-Normen 
keine zertifizierbaren Anforderungen festlegt.

Viele Missverständnisse
„Das war eine bewusste Entscheidung“, sagt 
Bartosz Makowicz vom Viadrina Compliance 
Center, der als Leiter des zuständigen deutschen 
DIN-Arbeitskreises die Arbeiten an der ISO-Norm 
mitgestaltet hat. „Compliance-Management-

Systeme sind ihrer Natur nach zu unterschiedlich, 
um feste Vorgaben zu machen.“ Die ISO-Norm 
solle stattdessen wie ein „Baukasten“ verstanden 
werden: Jede Organisation setzt die Elemente so 
um, wie sie ihrer Größe, Komplexität, Struktur und 
Risikobeschaffenheit am besten Rechnung tra-
gen. Damit soll die ISO-Norm dank ihrer flexiblen 
Handhabung besonders für kleinere Unterneh-
men attraktiv werden. Mittelständler empfinden 
die umfassenden Anforderungen in Prüfungsstan-
dards wie dem IDW PS 980 häufig als abschre-
ckend – nicht zuletzt oft aus finanziellen Gründen. 

Gerade diese gewollte Flexibilität der ISO-
Norm bringt aber auch zahlreiche Missverständ-
nisse mit sich: Denn ein Zertifikat, das beschei-
nigt, dass sich ein Unternehmen am ISO-Standard 
19600 orientiert, kann so nicht ohne weiteres 
ausgestellt werden. „Auf der einen Seite ist das 
sinnvoll, weil viele Unternehmen aus guten Grün-
den gar kein aufwendiges Zertifikat haben wol-
len“, sagt Jörg Bielefeld, Partner bei der Kanzlei 
Beiten Burkhardt. „Auf der anderen Seite führt 
das natürlich auch zu einem Mangel an Vergleich-
barkeit. Trotzdem glaube ich, dass ISO 19600 sich 
zu einem anerkannten Standard in Wissenschaft 
und Praxis entwickeln kann.“

Darüber, wie dieses Ziel erreicht werden kann, 
zerbrechen sich die Deutschlands Wirtschaftsprü-
fer bereits jetzt den Kopf. Dabei steht naturgemäß 
das Thema „Zertifizierung“ mit auf der Agenda. 
Die ISO-Norm könnte die IDW-Prüfung zum Bei-
spiel inhaltlich ergänzen, meinen Experten – auch 
wenn sie sich damit gegen die ursprüngliche Ab-
sicht der ISO-Kommission stellen. 

Während in Deutschland noch kein Ende der De-
batte absehbar ist, hat Österreich bereits Nägel 
mit Köpfen gemacht. Der nationale Standard-
setzer Austrian Standards (AS) hat die ISO-Norm 
kurzerhand in ein Zertifizierungsschema übersetzt 
und damit eine Zertifizierungsmöglichkeit ge-
schaffen. „Im Grunde ist ISO 19600 als eine Norm 
mit klaren überprüfbaren Kriterien geschrieben“, 
meint Peter Jonas, Director Certification bei AS. 
„Ob die ISO 19600 als sogenannte Richtlinie 
zertifizierbar ist, ist daher nur eine semantische 
Debatte. Die Inhalte sind konkret genug, um sie 
prüfen zu können.“ AS bietet deshalb eine Zerti-
fizierung nach ISO 19600 an. Das Zertifikat wird 
aber nur dann ausgestellt, wenn ein Unterneh-
men alle Soll-Bestimmungen erfüllt. „Man darf 
sich dann nicht die Rosinen herauspicken“, stellt 
Jonas klar. 

Ein fragiles Gebilde
Mit ihrer Herangehensweise dürften die Österrei-
cher noch für einigen Wirbel sorgen. „Dass die 
Norm international gültig ist, ist im Geschäfts-
leben natürlich ein Vorteil, macht das Gebilde 
aber auch sehr fragil, weil die einzelnen Nationen 
mit ihr am Ende trotz allem sehr unterschiedlich 
umgehen können“, gibt Anwalt Jörg Bielefeld zu 
bedenken. 

Ob sich noch weitere Nationen dem österrei-
chischen Verständnis anschließen, ist derzeit nicht 
absehbar. Klar dürfte aber sein, dass mit jeder in-
dividuellen Auslegung einer einzelnen Nation das 
Ziel, eine gemeinsame Compliance-Benchmark zu 
schaffen, ein Stück weiter in die Ferne rückt. � san

Finden die nationalen 
Gremien ein gemein-
sames Verständnis 
von ISO 19600?
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Eckpunktepapier: Berufsrecht für Syndici
Regierung möchte Berufsrecht der Unternehmensjuristen gesetzlich regeln

Nachdem mehrere Ur-
teile des Bundessozi-

algerichts im vergangenen 
Jahr für Entrüstung unter 
Unternehmensjuristen ge
sorgt hatten, versucht das 
Bundesjustizministerium 
(BMJ), die Wogen mit ei-
nem „Eckpunktepapier“ zu 
glätten. 

Das BSG hatte im ver-
gangenen Jahr in zwei 
Entscheidungen den Stand-
punkt vertreten, dass Unter-
nehmensjuristen sich ent-
gegen der gängigen Praxis 
nicht wie freiberufliche Rechtsanwälte 
von der gesetzlichen Rentenversiche-
rungspflicht befreien lassen können. 

Explizite Regelungen
Bundesjustizminister Heiko Maas 
(SPD) plant nun, durch eine Ände-
rung der Bundesrechtsanwaltsord-
nung (BRAO) explizite berufsrechtliche 
Vorgaben für Syndikusanwälte zu 

schaffen. So soll die BRAO künftig ein-
deutig festlegen, dass der angestellte 
Syndikus für seinen Arbeitgeber eine 
anwaltliche Tätigkeit ausübt. 

Daran anknüpfend, soll das Gesetz 
außerdem eine Pflichtmitgliedschaft in 
der Rechtsanwaltskammer vorsehen, 
die Voraussetzung für die Befreiung 
von der gesetzlichen Rentenversiche-
rungspflicht ist. 

Der Vorschlag beinhaltet 
schließlich auch die aus-
drückliche Einräumung be-
rufsrechtlicher Privilegien 
vor Gericht, allerdings mit 
Abstrichen bei den Rechten 
im Strafprozess.

Positive Resonanz
Berufsverbände begrüßten 
die Initiative des BMJ in 
ersten Stellungnahmen. Das 
Papier sei gerade auch für 
die als Compliance Officer 
tätigen Rechtsanwälte ein 
wichtiger Schritt, sagt Cor-

nelia Koch, Vizepräsidentin des Berufs-
verbands der Compliance Manager. 
Auch der Bundesverband der Unter-
nehmensjuristen nahm die Vorschläge 
positiv auf, bedauerte aber die Ein-
schränkungen der Anwaltsprivilegien 
für Syndici im Strafprozess. � san

Info: Das Eckpunktepapier finden 
Sie hier zum Download.

Leitlinie: Qualitätsma-
nagement für CMS
Das Deutsche Institut für 
Compliance hat eine Leitlinie 
zur Qualitätssicherung für 
das Compliance Management 
veröffentlicht. Diese soll 
Unternehmen dabei helfen, 
Schwachstellen ihres CMS 
aufzudecken und so Anhalts-
punkte für die Verbesserung 
des eigenen Systems geben. 
Die Leitlinie kann über das 
Internet bestellt werden.
http://dico-ev.de/index.php

Ratgeber: Compliance 
International

Neu erschienen ist das 
„Handbuch Compliance 
International“ von Malte Pas-
sarge und Stefan Behringer 
(Hrsg.). Das Werk gibt einen 
Überblick über die zentralen 
Compliance-Vorschriften 
und Besonderheiten von 19 
verschiedenen Nationen.
707 Seiten, 128 Euro.
http://www.esv.info/

Risiken bei Zugriffs-
rechten minimieren
Das neue Tool „Ciber Access 
Control“ soll Unternehmen 
dabei helfen, Compliance-Ri-
siken bei SAP-Zugriffsrechten 
zu minimieren. Die Lösung ist 
vor allem auf die Bedürfnisse 
von kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen 
zugeschnitten, die manuelle 
Prozesse ablösen wollen.
http://www.ciber.com/de/

ZWW: Zertifikatskurs 
startet wieder
Am Zentrum für Weiterbil-
dung und Wissenstransfer der 
Uni Ausgburg beginnt am 13. 
März der nächste Durchgang 
des Zertifikatskurses „Com-
pliance Officer (Univ.)“. Der 
Kurs dauert zehn Tage und 
beinhaltet sechs verschiedene 
inhaltliche Module. Die Ge-
bühren betragen 6.250 Euro. 
http://www.zww.uni-augsburg

Karenzzeiten kommen
Regierung will Wechsel in Wirtschaft kontrollieren

Ronald Pofalla wird Generalbevoll-
mächtiger der Deutschen Bahn, 

Eckart von Klaeden vertritt die Interes-
sen von Daimler, und Katherina Reiche 
verkündet ihren Wechsel zum Verband 
Kommunaler Unternehmen: Zahlreiche 
Wechsel hoch-
rangiger Politiker 
in die freie Wirt-
schaft haben in 
den vergangenen 
Jahren für Unmut 
gesorgt – und 
den Druck auf 
die Regierung er-
höht, die Wech-
sel gesetzlich zu 
kontrollieren. 

Um Interes-
senkonflikte bei 
einem nahtlosen Übergang zu verhin-
dern, hat sich die Regierung daher nun 
auf eine Zwangspause von einem Jahr 
für wechselwillige Minister und parla-
mentarische Staatssekretäre verstän-
digt. In besonderen Einzelfällen soll 
die Sperre auf 18 Monate ausgedehnt 

werden können. Ob der Kandidat al-
lerdings tatsächlich pausieren muss, 
entscheidet das Kabinett situativ. Be-
fürchtet es keinen Interessenkonflikt, 
ist ein direkter Jobwechsel möglich.

Organisationen wie Transparency 
International und 
Lobby Control 
geht das Vorha-
ben allerdings 
nicht weit genug. 
Sie fordern, die 
Karenzzeit auf 
drei Jahre auszu-
dehnen. Zudem 
kritisieren sie, 
dass die Pläne 
keine Sanktionen 
für Verstöße ge-
gen eine vorge-

gebene Wartezeit vorsehen. Auch von 
der Opposition sowie von einzelnen 
SPD-Politikern wurde Kritik an dem 
geplanten Gesetz laut: Es lasse klare 
Vorgaben vermissen und räume der 
Regierung zu großen Entscheidungs-
spielraum für den Einzelfall ein.� san
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Ob (freier) Rechtsanwalt oder Syndikus: Anwalt ist Anwalt, meinen Juristen.
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CDU-Mann Pofalla arbeitet seit Januar für die Bahn.
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2014: das Jahr der Bußgeldrekorde
Nicht nur in Deutschland sind 2014 Rekordbußgelder für Kartellsünder verhängt worden 

In vielen Ländern sind im vergangenen Jahr so 
hohe Bußgelder für Kartelle verhängt worden 

wie nie zuvor. Das zeigt das Paper „Global Cartel 
Enforcement Review (2014)” der Kanzlei Allen 
& Overy, das die Daten von den Kartellbehör-
den in zehn großen Industrienationen sowie der 
EU-Kommission miteinander vergleicht. Die EU-
Kommission liegt mit einem Gesamtvolumen ver-
hängter Kartellstrafen von knapp 1,7 Milliarden 
Euro zwar leicht unter den 1,9 Milliarden Euro 
des Vorjahres, bleibt aber in absoluten Zahlen 
Spitzenreiter. Die insgesamt zweithöchsten Buß-
geldbescheide hat im vergangenen Jahr die bra-
silianische Wettbewerbsbehörde verschickt: Sie 
verhängte Strafen von 1,2 Milliarden Euro – ein 
Vielfaches gegenüber dem Jahr 2013, in dem die 
Gesamtsumme bei gerade einmal 161 Millionen 
Euro gelegen hatte. 

Spitzenwerte auch in Asien
Aber auch andere Länder wie Südkorea, Japan 
und China haben 2014 insgesamt deutlich hö-
here Strafen gegen Kartellteilnehmer ausgespro-
chen als noch im Vorjahr. Leicht rückläufig waren 
die Zahlen dagegen in den USA: Einem Wert von 
756 Millionen Euro im Jahr 2013 stehen 639 Mil-
lionen Euro für das US-Haushaltsjahr 2014 (1. 

Oktober 2013 bis 30. 
September 2014) ge-
genüber.
Die US-Zahlen ver-
blassen aber ange-
sichts der Bilanz des 
Bundeskartellamts: 
Auf etwas über 1 Mil-
liarde Euro summieren 
sich die Bescheide, die 
Deutschlands oberste 
Kartellbehörde im 
vergangenen Jahr ver-
schickt hat. Der Wert 
übertrifft den bisherigen Rekord aus dem Jahr 
2003 – da waren es 700 Millionen Euro – deut-
lich. Verantwortlich für die hohe Summe hierzu-
lande sind hauptsächlich drei große Fälle: Alleine 
die Bescheide für Zuckerhersteller, Bierbrauer und 
Wursthersteller machen 956 Millionen Euro und 
damit fast 95 Prozent des Gesamtbetrags aus. 
Aber nicht nur in Deutschland, auch in Brasilien, 
den USA und Japan machen einzelne Großfälle 
den Löwenanteil der Bußgelder aus. 

Dennoch bedeuten die internationalen Re-
kordwerte 2014 nicht automatisch, dass es tat-
sächlich auch mehr große Kartellfälle gibt. Die 

Aufarbeitung komplexer Fälle, bei denen die Kar-
tellanten häufig über weitverzweigte Netzwerke 
operiert haben, dauert oft viele Jahre. Dabei hel-
fen verbesserte technische Möglichkeiten den 
Behörden mittlerweile, mehr Fälle aufzudecken 
als früher. Hinzu kommt: Durch Kronzeugenrege-
lungen melden Beteiligte Verstöße auch häufiger. 
„Etwa die Hälfte unsere Fälle geht auf dieses In
strument zurück“, sagte der Präsident des Bun-
deskartellamts, Andreas Mundt, im vergangenen 
Jahr gegenüber dieser Redaktion.� san

Info: Die Studie gibt es hier zum Download

Eines der teuersten Kartelle in Deutschland 2014 war das Bierkartell (Symbolfoto).

pi
lip

ph
ot

o/
iS

to
ck

/T
hi

nk
st

oc
k/

G
et

ty
 Im

ag
es

5
Februar 2015

Research

ANZEIGE

Mehr als 350 zufriedene Kunden setzen weltweit auf die bewährte GRC-Software von 
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GRC-Software jetzt auch in Deutschland

Für weitere Informationen rufen Sie uns an: 06103 37696 90

oder senden Sie uns eine E-Mail: kontakt@hiteclabs.com

www.hiteclabs.de

http://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=2&cad=rja&uact=8&ved=0CC4QFjAB&url=http%3A%2F%2Fwww.allenovery.com%2FSiteCollectionDocuments%2FAllenOvery-LLP-Global-Cartel-Enforcement-2014-Year-in-Review.pdf&ei=rFjPVMinHcSpygPfiYL4Dw&usg=AFQjCNHNSrieyfXBkfW_KgWDaDM1apNWpg&bvm=bv.85076809,d.bGQ


Regierung erweitert Korruptionsstrafbarkeit
Entwürfe zur Bestechung im Geschäftsverkehr und im Gesundheitswesen vorgelegt

Die Korruptionsstrafbarkeit im deut-
schen Strafrecht wird erweitert. Ei-

nen entsprechenden Gesetzesentwurf 
hat die Bundesregierung Ende Januar 
auf den Weg gebracht. Der Entwurf  
sieht eine Anpassung des Tatbestands 
der Korruption im geschäftlichen Ver-
kehr (§299 StGB) vor. Aktuell setzt 
die dort geregelte Strafbarkeit eines 
Angestellten oder Beauftragten eines 
Unternehmens voraus, dass durch die 
Annahme eines Vorteils oder das An-
gebot einer Leistung ein unlauterer 

Wettbewerbsvorteil erkauft werden 
soll. Auf diese Wettbewerbsverzerrung 
soll es künftig allerdings nicht mehr 
ankommen, wenn die handelnde Per-
son Pflichten gegenüber ihrem Arbeit-
geber verletzt. 

Niedergelassene Ärzte im Fokus
Zusätzlich passt die Regierung auch 
Korruptionsdelikte unter Einbezie-
hung von Amtsträgern an. Strafbar 
wird demnach auch Bestechung bzw. 
Bestechlichkeit von ausländischen, eu-

ropäischen und internationalen Amts-
trägern. 

Darüber hinaus hat das Bundes-
justizministerium einen Vorschlag zur 
weiteren Bekämpfung der Korrup-
tion im Gesundheitswesen vorgelegt. 
Künftig soll in §299a StGB Korruption 
von Angehörigen eines Heilberufs wie 
niedergelassenen Ärzten unter Strafe 
gestellt werden, die vom geltenden 
Strafrecht mangels Beamtenstatus 
oder Auftragsverhältnisses nicht er-
fasst werden.� san

ThyssenKrupp bleibt auf Kartellbuße sitzen
Der Essener Konzern darf eine Kartellstrafe nicht an Ex-Manager weiterreichen

ThyssenKrupp kann eine Millionen-
Kartellbuße nicht auf einen frühe-

ren Topmanager abwälzen. Das hat 
das Landesarbeitsgericht Düsseldorf 
entschieden. Das Urteil ist allerdings 
noch nicht rechtskräftig. 

Der Essener Konzern hatte in der 
mittlerweile schon zweiten Instanz 
versucht, Schadenersatz in Höhe von 
insgesamt 291 Millionen Euro von 
dem früheren Geschäftsführer einer 
Tochtergesellschaft einzuklagen.

Forderung: 291 Millionen Euro
Der Industriekonzern war vom 
Bundeskartellamt für seine jahrelange 
Beteiligung am sogenannten „Schie-
nenkartell“ zu einer Kartellstrafe 
von 191 Millionen Euro verdonnert 
worden. Zudem hatte Thyssen sich mit 
der Deutschen Bahn, der Hauptleid-
tragenden der als „Schienenbrüder“ 
in die Kartellhistorie eingegangenen 

Verbindung, in einem Vergleich auf 
die Zahlung von 100 Millionen Euro 
Schadenersatz verständigt. Diese 
beiden Posten sollte der frühere Ge-
schäftsführer dem Konzern nun erstat-
ten.

Ziel: Vorteile abschöpfen
Bereits in der ersten Instanz hatte 
Thyssen vor dem Arbeitsgericht Es-
sen keinen Erfolg – die Richter sahen 
keine hinreichenden Nachweise für 
eine Beteiligung des Ex-Managers an 
den Absprachen und auch sonst keine 
Angriffspunkte, um ihn in Haftung zu 
nehmen.

Das Landesarbeitsgericht geht 
in seiner nun gefällten Entscheidung 
aber noch einen Schritt weiter. Ob und 
welche Rolle der frühere Spitzenmana-
ger bei den Schienenbrüdern gespielt 
hatte, war aus Sicht der Richter nicht 
von Bedeutung. Stattdessen betonten 

sie, dass eine Kartellbuße generell 
nicht von einem Unternehmen auf 
einen Mitarbeiter abgewälzt werden 
könne. Denn Ziel der Kartellbuße sei 
es, Vorteile aus dem Wettbewerbsver-
stoß beim Unternehmen abzuschöp-
fen.

100 Millionen noch offen
Zwar können Kartellbußen nicht nur 
gegen Unternehmen, sondern auch 
gegen einzelne Personen verhängt 
werden, sofern ihnen persönliches 
Fehlverhalten nachgewiesen werden 
kann. Allerdings dürfen diese ohnehin 
nicht höher als 1 Million Euro ausfal-
len. 

Offen ist allerdings noch, ob der 
Manager für die Schadenersatzzah-
lung an die Deutsche Bahn über 100 
Millionen Euro in Anspruch genom-
men werden kann. Diese Frage hat das 
Landesarbeitsgericht zunächst zurück-
gestellt.� san

Tricks bei Bußgeldern
Mit der Löschung zweier Fir-
men aus dem Handelsregister 
will der Unternehmer Cle-
mens Tönnies Kartellstrafen 
umgehen. Seine Unterneh-
men Böklunder und Könecke 
hatten 2014 im Zusammen-
hang mit dem Wurstkartell 
Bußgeldbescheide erhalten. 
Das Bundeskartellamt prüft 
den Vorgang.
http://www.faz.net/aktuell/

Geständnis im 
Flughafenprozess
Beim Prozessauftakt um 
Schmiergelder beim Ausbau 
des Frankfurter Flughafens 
hat ein Angeklagter ein 
Geständnis abgelegt. Die 
Staatsanwaltschaft wirft drei 
Immobilienunternehmern 
und einem Makler vor, einen 
Mitarbeiter der Betreiberge-

sellschaft Fraport bestochen 
zu haben, um sich lukrative 
Grundstücke beim Bau der 
Cargo-City Süd zu sichern. 
http://www.fr-online.de/

Von Klaeden: keine 
Vorteilsnahme
Die Staatsanwaltschaft Berlin 
hat die Ermittlungen gegen 
Daimler-Cheflobbyist Eckart 
von Klaeden wegen Vorteils-
nahme mangels hinreichen-
den Tatverdachts eingestellt. 
Die Behörde hatte geprüft, 
ob der Ex-Politiker sich in der 
Regierungszentrale für den 
Konzern eingesetzt hatte.
http://www.faz.net/

HRS scheitert vor OLG
Die Bestpreisklauseln von 
HRS sind wettbewerbswidrig. 
Das hat das OLG Düsseldorf 
bestätigt. Das Portal hatte 
Beschwerde gegen einen Be-
schluss des Bundeskartellamts 
eingelegt, in dem ihm die 
Vereinbarung solcher Klauseln 
untersagt worden war.
http://www.olg-duesseldorf

Veranstaltungen
23.02., München

�� ISO 19600 Compliance 
Management Systems

25.02., Duisburg
�� IT-Compliance im Krankenhaus

18./19.03., Münster
�� Compliance Summit 2015

22.04., Frankfurt am Main
�� Roundtable Compliance
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Keine Erstattung vom Manager: Die Konzernkartellbuße muss ThyssenKrupp selbst zahlen.
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http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/wurstfabrikant-toennies-fuehrt-das-kartellamt-vor-13407015.html
http://www.fr-online.de/frankfurt/prozess-um-cargo-city-sued-gestaendnis-zum-prozessauftakt,1472798,29803646.html
http://www.faz.net/agenturmeldungen/dpa/staatsanwaltschaft-ermittlungen-gegen-klaeden-eingestellt-13420304.html
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„Ein Zertifikat ist ein Hilfsmittel, kein Freibrief“
Welche Bedeutung Compliance-Management-Systeme in einem Gerichtsverfahren haben können, erklärt der 
Strafrichter Amr Sarhan vom Landgericht Köln 

»» Die erste ISO-Norm für Compliance-Manage-
ment-Systeme (CMS) beflügelt das Thema Com-
pliance-Standards. Können Unternehmen oder 
Einzelpersonen auch vor Gericht davon profi-
tieren, wenn sie einem anerkannten Standard 
folgen oder sogar ein Zertifikat für ihr CMS in 
der Hand halten?

«« Wenn ein Manager für Verstöße haften soll, die 
er nicht selbst durch eigenes Handeln begangen 
hat, muss ihm ein Fehlverhalten nachgewiesen 
werden, das diesen Verstoß ermöglicht oder er-
leichtert hat. Das prüfen wir im konkreten Einzel-
fall. Dabei kann die Einrichtung eines CMS durch-
aus eine Rolle spielen: Nämlich bei der generellen 
Frage, ob die Person ihre Organisationspflichten 
erfüllt und ein System geschaffen hat, um unter-
nehmensspezifische Risiken zu minimieren – auch 
wenn ein funktionierendes CMS natürlich kein 
individuelles Fehlverhalten ausschließen kann. An 
dieser Stelle kann der Nachweis eines effizienten 
CMS aber zur Enthaftung führen. 

»» Das alleine reicht aber nicht, oder?
«« Nein, wir schauen natürlich auch in einem 

weiteren Schritt ganz konkret, ob die Person bei 
der Umsetzung des Systems alles ihr Mögliche 

und Zumutbare getan hat, um Verstöße zu ver-
hindern. Die Frage ist deshalb, ob der Manager 
Anhaltspunkte hatte, das Fehlverhalten anderer 
im konkreten Fall zu erkennen, also seinen Auf-
sichtspflichten nachgekommen ist.

»» Das betrifft den Fall, dass ein Manager für 
Verstöße anderer in zivilrechtliche Haftung ge-
nommen wird. Wie sieht es im Strafprozess aus?

«« Dort schlagen sich solche Überlegungen auch 
in der Sanktionszumessung nieder. Ein sinnvolles 
und effektives CMS kann nämlich zur Milderung 
von Geldbußen beitragen. Ein Wirtschaftsprüfer, 
der das CMS zertifiziert hat, könnte dabei zum 
Beispiel als sachverständiger Zeuge gehört wer-
den. Aber: Ein Zertifikat ist und bleibt nur ein 
Hilfsmittel und ist kein Freibrief.

»» Im Moment wird in Deutschland über die 
Einführung eines Unternehmensstrafrechts dis-
kutiert. Könnten Unternehmen dann vor Gericht 
wie Einzelpersonen von CMS-Standards bzw. 
Zertifikaten profitieren?

«« Ja. Die Reformvorschläge sehen eine geringere 
Sanktionierung oder gar ein Absehen von Strafe 
bei Vorliegen eines CMS und einer Wiedergut-
machung des Schadens vor. Die Befolgung eines 
Standards wäre aus richterlicher Perspektive dann 
natürlich eine gute Benchmark. Ich befürworte 
solche positiven Anreize für die Compliance-Ar-
beit. Im Übrigen kann aber auch bei der heute 
schon möglichen Verbandsgeldbuße nach dem 
OWiG, wie bereits erwähnt, die Einrichtung eines 
CMS bei der Strafzumessung als mildernd berück-
sichtigt werden.� san

Dr. Amr Sarhan ist Vorsitzender Richter an der 6. Großen 
Wirtschaftsstrafkammer des LG Köln.
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Die Pragmatische
Nicole Steuer von Hagemeyer Deutschland weiß, wie man Mitarbeiter ohne großen 
Verwaltungsapparat für Compliance-Themen begeistert.

Mit knappen Ressourcen haus-
halten und trotzdem viel bewe-

gen: Davon können viele Compliance 
Officer ein Lied singen. Nicole Steuer 
stand bei ihrem Arbeitgeber Hage-
meyer Deutschland bereits zweimal 
vor der Herausforderung, mit begrenz-
ten Mitteln eine neue Abteilung aufzu-
bauen – die nicht nur den Ansprüchen 
eines internationalen Konzerns ge-
recht wird, sondern  gleichzeitig auch 
die Mitarbeiter mitnimmt, die an die 
klassische Hand-on-Mentalität eines 
mittelständischen Unternehmens ge-
wöhnt sind. 

Denn der Elektrogroßhandel Ha-
gemeyer geht in Deutschland auf den 
Münchener Familienbetrieb Fröschl 
zurück. In den 1990ern wird Fröschl 
Teil der niederländischen Hagemeyer-
Gruppe, 2004 folgt der letzte Schritt 
mit der Umbenennung in Hagemeyer 
Deutschland. Ab diesem Zeitpunkt will 
die Konzernleitung neue Strukturen in 
München schaffen. Auf der Agenda 
steht auch der Aufbau der Rechtsab-
teilung. 

Zeit für Erklärungen
Steuer ist da gerade Anfang 30 und 
arbeitet nach Stationen in Oxford 
und im schottischen Aberdeen, wo 
sie nach dem zweiten juristischen 
Staatsexamen einen LLM gemacht 
hat, kurzzeitig in einer Berliner Kanz-
lei. Das Angebot von Hagemeyer reizt 
sie sehr – obwohl sie mit der Arbeit 
in einer Rechtsabteilung selbst noch 
keine Erfahrung hat. „Das war extrem 
spannend, weil es keine festen Struk-
turen gab und ich selbst frei gestalten 
konnte.“ 

Die Freiheit hat aber auch ihren Preis, 
nicht bei allen Mitarbeitern stößt das 
Projekt auf Gegenliebe. „Man darf 
sich von Widerständen nicht erschüt-
tern lassen, aber gleichzeitig die Mit-
arbeiter auch nicht überrumpeln“, 

sagt Steuer rückblickend. Auch für sie 
selbst ist der Prozess lehrreich: „Ich 
habe schnell verstanden, dass man 
Verhaltensmuster und Denkweise 
behutsam in eine moderne Konzern-
denke überführen muss.“ Deshalb 
nimmt sie sich viel Zeit, um den Mit-
arbeitern jeden neuen Schritt in Ruhe 
zu erklären. 

Danach geht es für sie Schlag auf 
Schlag: 2008 – da ist Steuer bereits 
Prokuristin bei Hagemeyer – wird 
das Unternehmen vom französischen 
Rexel-Konzern übernommen. Die Juris-
tin kann sich bei der Transaktion voll 
einbringen – mehrere Standorte müs-
sen abgegeben werden, Steuer arbei-
tet beim Carve-out eng mit den neuen 
Kollegen in Paris zusammen.

Die sind es auch, die das erste 
Mal das Thema „Compliance“ ins 

Spiel bringen, als Rexel die Arbeiten 
an einer konzernweiten Compliance-
Richtlinie aufnimmt. Steuer ist nicht 
nur bei der Entstehung dabei, sondern 
bekommt zusätzlich zur Leitung der 
deutschen Rechtsabteilung als „Legal 
Compliance Coordinator“ auch die 
Aufgabe, das Programm in Deutsch-
land mit Leben zu erfüllen.

Das tut sie mit dem gleichen Prag-
matismus wie Jahre zuvor beim Auf-
bau der Rechtsabteilung. „Wir müssen 
maximal effizient sein. Wir sind nicht 
als ,interne Kanzlei‘ aufgestellt und 
können den Kollegen schon aus Ka-
pazitätsgründen auch kein Rundum-
Sorglos-Paket bieten. Ich kann und 
will gar nicht jede Kleinigkeit geneh-
migen.“  

Zeit für Erklärungen
Gerade mit dieser Gelassenheit ge-
lingt es ihr, die 2012 schließlich zur 
Bereichsleiterin des neuen Ressorts 
Recht, Compliance & Datenschutz er-
nannt wird, die Angestellten mit einem 
bunten Schulungsprogramm für Com-
pliance-Themen zu begeistern. 

„Unser neues Seminar Recht & 
Compliance zum Beispiel buchen die 
Mitarbeiter im Rahmen unseres Schu-
lungskataloges selbst und entscheiden 
so frei darüber, welche Inhalte sie hö-
ren wollen. Das erhöht die Motivation 
ungemein“, beschreibt Steuer. Die 
Auftaktveranstaltung allerdings hat 
einigen Vertriebsmitarbeitern so gut 
gefallen, dass sie ihre Schulung kur-
zerhand zur Pflicht für alle Kollegen er-
klären wollten. Die Compliance-Chefin 
hätte sich kein größeres Lob wünschen 
können. � san

ÖP: Beförderung für 
Judith Pilles

Judith Pilles, 
(34) seit 
April 2014 
Compliance 
Manager bei 
der Öster-

reichischen Post, hat zum 1. 
Januar die Abteilungsleitung 
übernommen. Sie folgt auf 
Stephan Buschina, der das 
Unternehmen verlassen hat. 

Union Investment holt 
Carsten Fischer 

Carsten 
Fischer ist 
seit dem 1. 
Januar bei der 
Union Asset 
Management 

Holding neuer Leiter Recht 
und Compliance. Fischer 
folgt auf Andreas Zubrod, 
der vergangenes Jahr in den 
Vorstand des Fondshauses 
aufgerückt war.

IKK Südwest schafft 
Stabsstelle Compliance

Fritz Roth 
leitet bei der 
IKK Südwest 
die neu 
eingerichtete 
Stabsstelle 

Compliance. Der studierte 
Betriebswirt ist seit vielen 
Jahren bei der IKK und hatte 
bereits Führungspositionen 
in verschiedenen Bereichen 
inne. 

Barst geht zu Holcim
David Barst hat bei Holcim 
die neugeschaffene Position 
des Compliance Operations 
Director übernommen. Der 
36-Jährige war zuvor Partner 
der Kanzlei Pohlmann & 
Company, die er 2012 mitge-
gründet hat.

Potsdam: neuer 
Ombudsmann
Hartmut Grams ist zum neuen 
Ombudsmann der Stadt 
Potsdam ernannt worden. Er 
übernimmt das Amt von Elke 
Schaefer, die als Compliance 
Officer zum Flughafen Berlin-
Brandenburg gewechselt ist.
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Neuer General Counsel und Compliance-Chef für EnBW

Der Energieversorger 
EnBW ordnet im Zuge 

der Konzernumstrukturie-
rung auch die Bereiche 
Recht und Compliance neu. 
Zu Beginn dieses Jahres hat 
das Unternehmen am Kon-
zernsitz in Karlsruhe eine 
neue Funktionseinheit ein-
gerichtet, die die Ressorts Recht, Re-
vision, Compliance und Regulierung 
umfasst. 

Die Abteilungen unterstan-
den bisher jeweils einzelnen 
Führungskräften, die nun 
andere Aufgaben inner- und 
außerhalb des Konzerns 
wahrnehmen. Die langjäh-
rige Compliance-Leiterin 
Birte Mössner war bereits 
Mitte 2014 zu TransnetBW 

gewechselt.
Zum Leiter der neuen kombinier-

ten Einheit ist Bernd-Michael Zinow  

(Bild) ernannt worden. Der 51-jährige 
Zinow arbeitet seit 1997 für EnBW 
und hatte seitdem verschiedene lei-
tende Positionen inne. Zuletzt fun-
gierte er  seit 2009 als Bereichsleiter 
Wirtschaft und Politik. 

Zudem sitzt der promovierte Ju-
rist im EnBW-Aufsichtsrat, wo er die 
Interessen der leitenden Angestellten 
vertritt. In seiner neuen Funktion führt 
Zinow ein Team von gut 100 Ange-
stellten. � san

Nicole Steuer ist Bereichsleiterin Recht, Compliance 
& Datenschutz bei Hagemeyer Deutschland.
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